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Niederschrift 

über die 49. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 16. September 2020, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Volker Zeidler, Vorsitzender, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU       (bis TOP 7, 18:30 Uhr) 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Wolfgang Decker, Mitglied, SPD 

Sascha Gröling, Mitglied, SPD 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 

Marcus Leitschuh, Mitglied, CDU (Vertretung für Wolfram Kieselbach) 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU (bis TOP 7, 18:30 Uhr) 

Dr. Norbert Wett, Mitglied, CDU (bis TOP7, 18:30 Uhr) 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Vanessa Gronemann) 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Gerhard Gerlach, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Freie Wähler (WfK) (Vertretung für Andreas Ernst) 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Chuks-Lewis Samuel-Ehiwario, Vertreter des Ausländerbeirates 

Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates, parteilos 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 

Ulrike Gote, Stadträtin, B90/Grüne 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Annika Kuhlmann, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Edith Schneider, Hauptamt 

Thorsten Bork, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
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Entschuldigt: 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Wolfram Schäfer, Amt für Kämmerei und Steuern 

Stefan Rios, Amt für Kämmerei und Steuern 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Niklas Kraft, Hauptamt 

 

 

Tagesordnung: 
 

1. Beteiligungsberichte 2017 und 2018 101.18.1757 

2. Projekt "Urbane Waldgärten - Mehrschichtig, mehrjährig, 

funktional" in Kooperation mit der Universität Potsdam im 

Rahmen des Bundesprogramms Biologische Vielfalt 

101.18.1783 

3. Städtische Werke AG 

Veräußerung der Anteile an der Gas-Union GmbH 

101.18.1810 

4. Mittelumsetzungen von Haushaltsansätzen aufgrund 

unterjähriger organisatorischer Veränderungen; - 

Kenntnisnahme Liste U1 / 2020 - 

101.18.1814 

5. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende 

Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und 

entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO für 

das Jahr 2020; - Kenntnisnahme Liste Z1 / 2020 - 

101.18.1815 

6. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2020; - 

Liste S3 / 2020 - 

101.18.1819 

7. Aufhebung eines Teilbeschlusses der 

Stadtverordnetenversammlung betr. Umgang mit den 

Vergangenheiten der ehemaligen Oberbürgermeister 

vom 20. Juli 2015 

101.18.1822 

8. Honorarkräfte bei der Stadt Kassel 101.18.1627 

9. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen 

Gemeindeordnung betr. Ausländerbeiräte 

101.18.1628 

10. NATO-Großmanöver Defender 2020 101.18.1631 

11. Kreisklinik Wolfhagen muss geöffnet bleiben 101.18.1644 

12. Anträge auf Entlassung von Beamten und Eigenkündigung 

von tariflich Beschäftigten der Stadt Kassel 

101.18.1701 

13. Übergriffe an der Carl-Schomburg-Schule 101.18.1703 

14. Wassergebührenbescheide 101.18.1719 

15. Raumbedarf der Stadt Kassel und Umfang der Anmietung 

von Räumen 

101.18.1724 

16. Hunde und Hundesteuer in Kassel 101.18.1741 
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18. Erstattung der Kitagebühren während der Corona-

Schließung 

101.18.1764 

19. Steueraufkommen und Erträge der Stadt Kassel während der 

SARS-COV-2-Pandemie 

101.18.1765 

20. Wiederankurbelungsprogramm Kopf hoch, Kassel 101.18.1766 

21. Ächtung des N*Wortes 101.18.1780 

22. Tondokumentation der Ausschüsse der 

Stadtverordnetenversammlung 

101.18.1799 

23. Verwendung altes Feuerwehrhaus in Wolfsanger 101.18.1805 

24. Haushalt 2021 101.18.1813 

25. Gastronomisches Angebot auf städtischen Flächen 101.18.1823 

26. Gremium zur Überprüfung von Straßennamen 101.18.1824 

27. Notebooks für alle Schüler*innen der 5. Klassen 101.18.1825 

 

 

Vorsitzender Zeidler eröffnet die mit der Einladung vom 9. September 2020 

ordnungsgemäß einberufene 49. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

Zur Tagesordnung 

 

Vorsitzender Zeidler teilt mit, dass die vom Magistrat am 14. September 2020 

beschlossene Vorlage betr. Aufhebung eines Teilbeschlusses der 

Stadtverordnetenversammlung betr. Umgang mit den Vergangenheiten der 

ehemaligen Oberbürgermeister vom 20. Juli 2015, 101.18.1822, aktualisiert als 

Tischvorlage verteilt ist. 

 

Auf Antrag von Stadtverordneten Gerlach, AfD-Fraktion, wird 

Tagesordnungspunkt 

13.  Übergriffe an der Carl-Schomburg-Schule 

 Anfrage der AfD-Fraktion 

 -101.18.1703- 

von der heutigen Tagesordnung abgesetzt. 

 

Stadtverordneter Dr. von Rüden, CDU-Fraktion, beantragt den Tagesordnungpunkt 

18.  Erstattung Kitagebühren während der Corona-Schließung 

 Anfrage der CDU-Fraktion 

 -101.18.1764- 

in der heutigen Sitzung auf jeden Fall zu behandeln.  
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Zustimmung:  einstimmig  

Ablehnung:  -- 

Enthaltung:  -- 

den  

 

Beschluss  

 

Dem Geschäftsordnungsantrag der CDU-Fraktion, den Tagesordnungspunkt 18 

betr. Erstattung der Kitagebühren während der Corona-Schließung, heute zu 

behandeln, wird zugestimmt.  

 

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, beantragt den 

Tagesordnungspunkt 

24.  Haushalt 2021 

 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

 -101.18.1813- 

ebenfalls in der heutigen Sitzung auf jeden Fall zu behandeln.  

 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei:  

Zustimmung:  einstimmig 

Ablehnung:  -- 

Enthaltung:  -- 

den  

 

Beschluss  

 

Dem Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Kasseler Linke, den 

Tagesordnungspunkt 4 betr. Haushalt 2021, heute zu behandeln, wird 

zugestimmt.  

 

Der Aufruf der Tagesordnungspunkte erfolgt nach Tagesordnungspunkt 7. 

 

 

Stadtverordnetenvorsteher Zeidler nimmt auf Antrag von Stadtverordneten 

Mijatovic, B90/Grüne die Überweisung des Antrages unter Tagesordnungspunkt 26 

betr. Gremium zur Überprüfung von Straßennahmen, 101.18.1824, für den 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen zurück. Der Antrag wird 

für die Behandlung in der Tagesordnung I der Stadtverordnetenversammlung 

vorgemerkt. Tagesordnungspunkt 26 wird heute somit abgesetzt. 

 

Vorsitzender Zeidler stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
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1. Beteiligungsberichte 2017 und 2018 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1757 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt 

 

die Beteiligungsberichte 2017 und 2018 der Stadt Kassel 

zur Kenntnis und hat diese gemäß § 123 a Abs. 3 HGO erörtert.“ 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP + Freie Wähler + Piraten, WfK 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Beteiligungsberichte 2017 und 2018, 

101.18.1757, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 

 

 

2. Projekt "Urbane Waldgärten - Mehrschichtig, mehrjährig, funktional" in 

Kooperation mit der Universität Potsdam im Rahmen des 

Bundesprogramms Biologische Vielfalt 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1783 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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Mehrschichtig, mehrjährig, funktional. Teilprojekt: Waldgärtnern in Kassel‘ (kurz: 

‚Urbane Waldgärten‘) im Rahmen des Bundesprogramms Biologische Vielfalt in 

Kooperation mit der Universität Potsdam wird vorbehaltlich der Förderzusage 

zugestimmt.“ 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Projekt "Urbane Waldgärten - Mehrschichtig, 

mehrjährig, funktional" in Kooperation mit der Universität Potsdam im Rahmen des 

Bundesprogramms Biologische Vielfalt, 101.18.1783, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 

 

 

3. Städtische Werke AG 

Veräußerung der Anteile an der Gas-Union GmbH 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1810 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

 

1. Der vollständigen Veräußerung der Geschäftsanteile der Städtische Werke 

AG (STW) an der Gas-Union GmbH (Gas-Union) in Höhe von 9,18 % zu den in 

einem EU-Ausschreibungsverfahren wettbewerblich und 

beihilferechtskonform ermittelten Bedingungen wird zugestimmt. 

 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, sämtliche zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 
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Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Städtische Werke AG Veräußerung der Anteile an 

der Gas-Union GmbH, 101.18.1810, wird zugestimmt. 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Mijatovic 
 

 

4. Mittelumsetzungen von Haushaltsansätzen aufgrund unterjähriger 

organisatorischer Veränderungen; - Kenntnisnahme Liste U1 / 2020 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1814 - 
 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen Liste 

U1/2020 enthaltenen Umsetzung von Haushaltsansätzen  
 

 im Ergebnishaushalt in Höhe von  34.579.810,96 € 

 im Finanzhaushalt in Höhe von  100.000,00 € 
 

Kenntnis.“ 
 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

5. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 

bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß  

§ 19 GemHVO für das Jahr 2020; - Kenntnisnahme Liste Z1 / 2020 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1815 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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Z1/2020 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen und 

Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  

 

 im Ergebnishaushalt in Höhe von  420.469,00 € 

 im Finanzhaushalt in Höhe von  1.993.339,00 € 

 

Kenntnis.“ 

 

Bürgermeisterin Friedrich und Stadträtin Gote beantworten die Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. 

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

6. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß  

§ 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2020; - Liste S3 / 2020 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1819 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung bewilligt die in der nachfolgenden Liste 

S3/2020 enthaltene überplanmäßige Auszahlung gemäß § 100 Abs. 1 HGO 

 

 im Finanzhaushalt in Höhe von 500.000,00 €.“ 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2020; - Liste S3 / 2020 -, 

101.18.1819, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gerlach 
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7. Aufhebung eines Teilbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung betr. 

Umgang mit den Vergangenheiten der ehemaligen Oberbürgermeister 

vom 20. Juli 2015 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.1822 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 20. Juli 2015 zu 

Ziffer 3 des Antrages der SPD-Fraktion betr. Umgang mit den 

Vergangenheiten der ehemaligen Oberbürgermeister, 101.17.1807, wird 

aufgehoben. 

 

2. Der Magistrat wird gebeten, entsprechend § 3 Ziffer 7 der 

Geschäftsordnung  der Ortsbeiräte in der Stadt Kassel den Ortsbeiräten 

Mitte und Unterneustadt die Umbenennung der Karl-Branner-Brücke in  

 

Walter-Lübcke-Brücke 

 

zur endgültigen Beschlussfassung vorzuschlagen. 

 

Oberbürgermeister Geselle begründet die Vorlage des Magistrats. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Aufhebung eines Teilbeschlusses der 

Stadtverordnetenversammlung betr. Umgang mit den Vergangenheiten der 

ehemaligen Oberbürgermeister vom 20. Juli 2015, 101.18.1822, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Getzschmann 
 

 

Die Tagesordnungspunkte 18 und 24 werden vorgezogen. 
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Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.1764 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wurden bzw. werden während der Schließung der Kindertagesstätten die 

Kita-Gebühren für städtische Kindertagesstätten an die Eltern erstattet? 
 

2. Wie hoch ist dieser Erstattungsbetrag bzw. wie hoch wird er sein? 
 

3. Ist es der Stadt Kassel rechtlich möglich, auch die Elternbeiträge von 

Kindern in Kindertagesstätten unter freier Trägerschaft zu erstatten oder 

diesen Einrichtungen die Beträge in gleicher Höhe zu überweisen, wenn 

diese ebenfalls an die Eltern erstatten? 
 

4. Wenn dies rechtlich möglich ist, warum hat die Stadt davon keinen 

Gebraucht gemacht? 
 

5. Wenn es nicht möglich ist, warum hat man die rechtliche Grundlage nicht 

geändert, um den Freien Trägern und den Eltern in Kassel zu helfen? 
 

6. Ist wegen der Ungleichbehandlung nicht das Subsidiaritätsprinzip verletzt, 

da die Stadt die Gebühren aus ihrem Haushalt erstatten bzw. umschichten 

kann, bei den Freien Trägern dafür aber keine Mittel zur Verfügung stehen? 
 

Stadträtin Gote beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden Nachfragen 

der Ausschussmitglieder. Die schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zur 

Niederschrift zugesagt. 

 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Gote erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

24. Haushalt 2021 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.1813 - 

 

Anfrage 

 

Gemäß des vom Oberbürgermeister vorgestellten Zeitplans soll die 

Haushaltseinbringung für den Haushalt 2021 erst am 1. Februar 2021 erfolgen. 

Wir fragen den Magistrat: 
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zwischen einem Haushaltsbeschluss vor dem betreffenden Haushaltsjahr 

und einem Haushaltsbeschluss im laufenden Haushaltsjahr? 

 

2. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, trotz Haushaltseinbringung und 

Haushaltsbeschluss im laufenden Haushaltsjahr 2021 für 

Planungssicherheit bei den freien Trägern zu sorgen? 

 

3. Welche Auswirkungen hat die verspätete Haushaltseinbringung auf 

Investitionen im Schulbereich? 

 

4. Trifft es zu, dass auch die freiwilligen Leistungen der Stadt Kassel im 

Zeitraum vor dem Beschluss des Haushalts 2021 in einem Volumen 

entsprechend des Haushaltsplans des Vorjahres geleistet werden können?  

 

5. Trifft es zu, dass die verspätete Haushaltseinbringung keine Auswirkung auf 

den Zeitplan bei der Umsetzung der 86 Projekte aus der Projektliste für den 

Radverkehr, die Einwerbung von Fördermitteln für den Klimaschutz, die 

Umsetzung der Kulturkonzeption sowie die Auszahlung von Leistungen aus 

der Erziehungs- und Jugendhilfe hat? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden 

Nachfragen der Ausschussmitglieder. 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender 

Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

8. Honorarkräfte bei der Stadt Kassel 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1627 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Die Bedingungen für Beschäftigte der Musikakademie wurden zuletzt 2012 

festgeschrieben. Wie viele Festangestellte und wie viele Lehrbeauftragte 

arbeiten inzwischen an der Musikakademie? 

2. Wie werden sie jeweils vergütet? 

3. Welche Anpassungen sind geplant? 

4. Welche Träger, die Personal mit Honorarverträgen beschäftigen, erhalten 

von der Stadt Kassel Zuschüsse? 

5. Nach welchen Grundlagen erfolgt die Berechnung der Zuschüsse? 

6. Erfolgt dies je Träger oder gibt es Standards, die für alle Träger gelten? 
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8. Wie wird deren Einhaltung überprüft? 

9. Welche Anpassungen gab es in den letzten zehn Jahren? 

10. Wurden von Seiten von Trägern Anpassungen gefordert? 

11. Wie viele Beschäftigte mit Lehraufträgen arbeiten in von der Stadt 

geförderten Institutionen? 

12. Sind Anpassungen geplant? 

13. Wenn ja, welche und ab wann? 

 

Stadträtin Völker beantwortet die Anfrage und die sich anschließenden Nachfragen 

der Ausschussmitglieder. Die schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zur 

Niederschrift zugesagt.  

 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Völker erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

9. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte 

Antrag des Ausländerbeirates 

- 101.18.1628 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel setzt sich dafür ein, dass 

die im Gesetzentwurf zur Novellierung der HGO vorgesehene Optionsregel 

abgelehnt wird und Ausländerbeiräte als demokratisch legitimiertes Gremium in 

Hessen erhalten bleiben.“ 

 

Herr Saygin, Vorsitzender des Ausländerbeirates, begründet den Antrag des 

Ausländerbeirates.  

 

 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Beschlusstext wird um folgenden Punkt ergänzt: 
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13 von 19 1. Die Stadtverordnetenversammlung Kassel stellt fest, dass die 

Ausländerbeiräte die demokratisch legitimierten Vertretungsorgane sind, 

die die Ausländer/innen vertreten können, die keine weiteren 

Möglichkeiten der Teilhabe und Repräsentation haben. Die 

Gleichberechtigung der Einwohnerinnen und Einwohner setzt politische 

Teilhabe und Repräsentation voraus. Die Ausländerbeiräte sind 

überethnische, überkonfessionelle und überparteiliche kommunale 

Gremien. 

 

2. Der Ausländerbeirat in Kassel hat sich bewährt. Kassel ist stolz darauf, dass 

in Kassel einer der ersten Ausländerbeiräte eingerichtet wurde. Die 

Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, den Beirat auf Dauer 

zu erhalten. 

 

3. Der Ausländerbeirat kann erst aufgegeben werden, wenn alle in 

Deutschland lebenden Ausländer das kommunale Wahlrecht erhalten 

haben. 

 

4. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Hessischen Landtag und 

Hessische Landesregierung auf, die Ausländerbeiräte im Dialog mit den 

Ausländerbeiräten zu modernisieren, zu stärken und strukturell 

weiterzuentwickeln. Die Erweiterung der Rechte und Befugnisse der 

Ausländerbeiräte, wie z.B. ein klar geregeltes Rede- und Antragsrecht, 

stärkt die Beiräte und kann zur höheren Wahlbeteiligung bei den Wahlen 

führen. Auch die Zusammenlegung der Wahltermine von Beiräte und 

Kommunalwahlen wird dazu einen Beitrag leisten. Ebenso sollte das Land 

die finanziellen Möglichkeiten der Ausländerbeiräte und des 

Landesausländerbeirats erweitern, die Beiratswahlen durch geeignete 

Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD (6), Kassler Linke (2), WfK (1) 

Ablehnung: CDU (1), B90/Grüne (3), AfD (1), FDP + Freie Wähler + Piraten (1) 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Ausländerbeirates betr. 

Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird zugestimmt. 

 



 

Niederschrift über die 49. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  

vom 16. September 2020 

 

14 von 19  Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Beschlusstext wird um folgenden Punkt ergänzt: 

 

1. Die Stadt Kassel hält an der Wahl eines Ausländerbeirats auch im Falle der 

Einführung des geplanten Optionsmodells fest. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: B90/Grüne (3), Kasseler Linke (2), FDP + Freie Wähler + Piraten (1) 

  WfK (1) 

Ablehnung: SPD (6), CDU (1), AfD (1) 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne zum Antrag des Ausländerbeirates 

betr. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird abgelehnt. 

 

 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag des 

Ausländerbeirates 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel setzt sich dafür ein, 

dass die im Gesetzentwurf zur Novellierung der HGO vorgesehene 

Optionsregel abgelehnt wird und Ausländerbeiräte als demokratisch 

legitimiertes Gremium in Hessen erhalten bleiben.“ 

 

2. Die Stadtverordnetenversammlung Kassel stellt fest, dass die 

Ausländerbeiräte die demokratisch legitimierten Vertretungsorgane sind, 

die die Ausländer/innen vertreten können, die keine weiteren 

Möglichkeiten der Teilhabe und Repräsentation haben. Die 

Gleichberechtigung der Einwohnerinnen und Einwohner setzt politische 

Teilhabe und Repräsentation voraus. Die Ausländerbeiräte sind 

überethnische, überkonfessionelle und überparteiliche kommunale 

Gremien. 
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15 von 19 3. Der Ausländerbeirat in Kassel hat sich bewährt. Kassel ist stolz darauf, 

dass in Kassel einer der ersten Ausländerbeiräte eingerichtet wurde. Die 

Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, den Beirat auf 

Dauer zu erhalten. 

 

4. Der Ausländerbeirat kann erst aufgegeben werden, wenn alle in 

Deutschland lebenden Ausländer das kommunale Wahlrecht erhalten 

haben. 

 

5. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Hessischen Landtag und 

Hessische Landesregierung auf, die Ausländerbeiräte im Dialog mit den 

Ausländerbeiräten zu modernisieren, zu stärken und strukturell 

weiterzuentwickeln. Die Erweiterung der Rechte und Befugnisse der 

Ausländerbeiräte, wie z.B. ein klar geregeltes Rede- und Antragsrecht, 

stärkt die Beiräte und kann zur höheren Wahlbeteiligung bei den Wahlen 

führen. Auch die Zusammenlegung der Wahltermine von Beiräte und 

Kommunalwahlen wird dazu einen Beitrag leisten.  

 

Ebenso sollte das Land die finanziellen Möglichkeiten der 

Ausländerbeiräte und des Landesausländerbeirats erweitern, die 

Beiratswahlen durch geeignete Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen. 
 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD (6), Kasseler Linke (1), FDP + Freie Wähler + Piraten (1), WfK (1) 

Ablehnung: CDU (1), AfD (1) 

Enthaltung: B90/Grüne (3) 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderte Antrag des 

Ausländerbeirates betr. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen 

Gemeindeordnung betr. Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird zugestimmt. 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Berkhout 
 

 

10. NATO-Großmanöver Defender 2020 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1631 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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11. Kreisklinik Wolfhagen muss geöffnet bleiben 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1644 - 
 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 

 

12. Anträge auf Entlassung von Beamten und Eigenkündigung von tariflich 

Beschäftigten der Stadt Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.1701 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

13. Übergriffe an der Carl-Schomburg-Schule 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.1703 - 

 

Abgesetzt 
 

 

14. Wassergebührenbescheide 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.1719 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 

 

15. Raumbedarf der Stadt Kassel und Umfang der Anmietung von Räumen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1724 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 

 

16. Hunde und Hundesteuer in Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.1741 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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17. Kündigung Markthallen-GmbH 

Antrag der WfK-Fraktion 

- 101.18.1750 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

18. Erstattung der Kitagebühren während der Corona-Schließung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.1764 - 

 

Die Anfrage wurde vorgezogen. 

Aufruf nach Tagesordnungspunkt 7. 

 

 

19. Steueraufkommen und Erträge der Stadt Kassel während der SARS-COV-

2-Pandemie 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1765 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

20. Wiederankurbelungsprogramm Kopf hoch, Kassel 

Antrag der Fraktion FDP, Freie Wähler und Piraten 

- 101.18.1766 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

21. Ächtung des N*Wortes 

Antrag des Ausländerbeirates 

- 101.18.1780 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1799 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

23. Verwendung altes Feuerwehrhaus in Wolfsanger 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.1805 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

24. Haushalt 2021 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.1813 - 

 

Die Anfrage wurde vorgezogen. 

Aufruf vor Tagesordnungspunkt 8. 

 

 

25. Gastronomisches Angebot auf städtischen Flächen 

Anfrage der Fraktion FDP+ Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.1823 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

26. Gremium zur Überprüfung von Straßennamen 

Antrag der Fraktion B90/Grüne 

- 101.18.1824 - 

 

Stadtverordnetenvorsteher Zeidler hat die Überweisung des Antrages im 

Einvernehmen mit der Antrag stellenden Fraktion für den Ausschuss für 

Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen zurückgenommen. Der Antrag wird 

daher für die Behandlung in der Tagesordnung I der 

Stadtverordnetenversammlung vorgemerkt. 
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Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1825 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 19:00 Uhr 

 

 

 

 

 

Volker Zeidler Annika Kuhlmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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